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Berichtsantrag 
 
der Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Fraktion  
 
betreffend Konsequenzen aus der EHEC-Krise ziehen – Menschen besser vor Epidemien schützen 
 
Vorbemerkung: 
Insgesamt wurden seit dem ersten Auftreten von EHEC-Erkrankungen im Mai 2011 dem Robert-
Koch-Institut 3.469 mit EHEC infizierte Menschen gemeldet. Nicht alle Betroffenen erkrankten, aber 
viele mussten mit starkem Durchfall, Bauchschmerzen und Übelkeit stationär behandelt werden. Bei 
über 800 Menschen führte die Infektion zur Komplikation des hämolytisch-urämischen Syndroms. 50 
Menschen starben. Schon während der Krise wurden kritische Stimmen laut, die das Management 
der betroffenen Stellen als chaotisch und ineffektiv, aber vor allem die Kommunikationswege 
zwischen beteiligten Stellen und die Information der Bevölkerung als intransparent oder 
unzureichend bezeichneten. 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Sozialpolitischen Ausschuss über folgenden Gegenstand zu 
berichten: 
 

1. Wie viele Menschen sind in Hessen durch den EHEC-Erreger  
a) Infiziert, 
b) Erkrankt und ambulant behandelt, 
c) Erkrankt und stationär behandelt worden bzw. 
d) am hämolytisch-urämischen Syndrom erkrankt, 
e) verstorben? 

 
2. Gab es in Hessen regionale Unterschiede bezogen auf die Art und Heftigkeit der 

Erkrankungen und wenn ja, welche wurden festgestellt? 
 

3. Wie und durch welche Bestimmungen waren die Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
nach Bekanntwerden der ersten EHEC-Fälle in Hessen und ab welchem Zeitpunkt geregelt 
a) für die Entgegennahme der Meldungen der Ärzte, 
b) für die Weiterleitung der Landesdaten, 
c) für die Kommunikation der verantwortlichen Stellen untereinander, 
d) für die Information der Bevölkerung? 

 
4. Wie bewertet die Landesregierung im Nachhinein den Verlauf der Epidemie in Hessen und 

welche Konsequenzen müssen nach Auffassung der Landesregierung aus dem Verlauf der 
Epidemie gezogen werden  
a) bezüglich der Verzehrwarnungen und des Verbraucherschutzes, 
b) bezüglich der Regelungen des Umgangs mit Epidemien (Zuständigkeiten, 

Kommunikationsverantwortung, Informationsfluss, etc.) auf Bundesebene, 
c) bezüglich der Regelungen des Umgangs mit Epidemien in Hessen (Zuständigkeiten, 

Kommunikationsverantwortung, Informationsfluss etc.)? 



5. Wie bewertet die Landesregierung die Forderung nach Neuausrichtung der 
Seuchenbekämpfung auf Bundesebene und für das Land Hessen? 
 

6. Welche Präventionsstrategien können nach Erkenntnissen der Landesregierung künftig dazu 
beitragen, das unerwartete Ausmaß der EHEC-Epidemie bei anderen Epidemien zu 
vermindern oder zu verhindern? 
 

7.  Wie hoch waren die Gesundheitskosten durch die EHEC-Epidemie in Hessen? 
a) Auf kommunaler Ebene bei den verantwortlichen Stellen, 
b) der Krankenkassen für ambulante Behandlungen, 
c) der Krankenkassen für stationäre Behandlungen, 
d) der Landesebene, 
e) andere Kosten? 

 
8. Musste in den Krankenhäusern in Hessen für die Akutbehandlung von EHEC-Fällen 

zusätzliches Personal eingestellt werden? Wenn ja, in welchen Krankenhäusern und wie viele 
Personen welcher Qualifikation?  
 

9. Sind den Krankenhäusern in Hessen durch die Behandlung von EHEC-Fällen zusätzliche 
Kosten entstanden, die derzeit nicht mit den Krankenkassen abgerechnet werden können? 
Wenn ja, wie hoch ist der Gesamtbetrag und welche Möglichkeiten sieht die 
Landesregierung die Krankenhäuser entsprechend zu entlasten? 

 
 
Wiesbaden, den 24.8.2011 
 
 
 
 
Der Fraktionsvorsitzende 
Tarek Al-Wazir      Kordula Schulz-Asche  
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